
FÜR UNTERNEHMEN

Vorsteuerabzug bei 
Betriebsveranstaltungen
Bezieht der Unternehmer Leistungen für sogenannte Be
triebsveranstaltungen (z. B. Weihnachtsfeier) ist er nur 
dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn diese nicht 
ausschließlich dem privaten Bedarf der Betriebsangehöri
gen dienen. Vielmehr müssen die Betriebsveranstaltun
gen durch die besonderen Umstände der wirtschaftlichen 
Tätigkeit des Unternehmers bedingt sein.

Zuwendungen im Rahmen von Betriebsveranstaltungen 
liegen im betrieblichen Interesse des Arbeitgebers, so
weit sie sich im üblichen Rahmen halten. 

Bei einem Betrag bis zu einer Höhe von 110 EUR ein
schließlich Umsatzsteuer je Arbeitnehmer und Betriebs
veranstaltung ist nach wie vor von einer üblichen 
Zuwendung auszugehen. 

Das gilt nicht bei mehr als zwei Betriebsveranstaltungen 
im Jahr (die dritte und jede weitere Veranstaltung ist unüb
lich). Bei unüblichen Zuwendungen entfällt der Vorsteuer
abzug insgesamt.

Außerdem lässt sich die Leistung nicht aufteilen. Die Zu
wendungen (Betriebsveranstaltung) sind entweder insge
samt nicht steuerbar oder insgesamt steuerbar.

Zuwendungen des Arbeitgebers werden gemäß  Ab 
schnitt 1.8. Abs. 3 UStAE als Aufmerksamkeiten einge
stuft, wenn sie üblich sind und zu keiner ins Gewicht fal
lenden Bereicherung des Arbeitnehmers führen, wie 
beispielsweise gelegentliche Sachzuwendungen bis zu ei
nem Wert von 60 EUR, z. B. zum Geburtstag oder Jubilä
um.
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Prolog

Das Bundesfinanzministerium hatte am 17. Juli 2023 den
Referentenentwurf  für  ein  "Wachstumschancengesetz"
veröffentlicht, aber anders als geplant, hatte das Kabinett
das  Gesetz  von  Finanzminister  Christian  Lindner  (FDP)
nicht  bereits  am  16.  August  2023  verabschiedet.  Das
Gesetzespaket  enthält  steuerpolitische  Maßnahmen,  die
die  Wirtschaft  um  jährlich  rund  6,5  Milliarden  EUR
entlasten  sollen.  Familienministerin  Lisa  Paus  jedoch
blockierte  das  Vorhaben  und  fordert  im  Gegenzug  mehr
Geld für die Kindergrundsicherung.
Im  Koalitionsstreit  über  die  geplanten  Steuerer-
leichterungen  für  Firmen  setzt  die  Bundesregierung  nun
auf die Kabinettsklausur in Meseberg.

Unsere Themen in der Übersicht:

- Vorsteuerabzug bei Betriebsveranstaltungen
- Verlustrücktrag
- Corona – Erneute Fristverlängerung
- BFH: Besteuerung von Umsätzen in einem Biergarten
- Verpflegungsmehraufwendungen und Fahrtkosten 
  einer Soldatin auf Zeit
- Auf Krankengeld entfallende Beiträge der 
  Rentenversicherung
- Dienstreisen mit dem privaten Fahrrad
- Kindergeld für in Australien studierendes Kind
- Steuerbegünstigung für selbstbewohnte Baudenkmäler
- Authentifizierungszuschlag für Videosprechstunden
- Mithaftung für einen Kredit kann sittenwidrig sein
- Ertragsteuer: Homeoffice und Arbeitszimmer
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Verlustrücktrag: Folgen für Einkünfte im 
Entstehungsjahr
Negative Einkünfte sind, soweit sie nach § 10d Absatz 1 
EstG zurückgetragen worden sind, zeitlich nicht mehr 
dem Entstehungsjahr zuzuordnen. Der negative Gesamt
betrag der Einkünfte im Entstehungsjahr ist nach Durch
führung des Verlustrücktrages um den Betrag der 
zurückgetragenen Einkünfte zu erhöhen. 

Der durch den Verlustabzug modifizierte Gesamtbetrag 
der Einkünfte bildet die Ausgangsgröße für die weitere Er
mittlung des Einkommens, so der BFH in seinem Urteil 
vom 3. Mai 2023, IX R 6/21.

Corona – Erneute Fristverlängerung zur 
Einreichung der Schlussabrechnung 
(BMWK)
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) teilt mit, dass die Frist zur Einreichung der 
Schlussabrechnung der CoronaHilfen vom 31. August 
2023 auf den 31. Oktober 2023 verlängert wurde. Die 
Fristen gelten für die Schlussabrechnungen der Über
brückungshilfen I bis III und der November/ Dezemberhil
fe sowie für die Überbrückungshilfe III Plus / IV.

Insbesondere findet die Fristverlängerung keine Anwen
dung für die Endabrechnung der Neustarthilfen.

BFH: Besteuerung von Umsätzen in 
einem Biergarten
Mit Urteil vom 12. Juli 2023 beschäftigte sich der Bundes
finanzhof (BFH) mit den Themen Besteuerung von Um
sätzen in einem Biergarten, Zurechnung der 
Verzehrvorrichtungen des Biergartens, Ausgabe von 
MehrwegGeschirr und Besteck und Schätzung der Um
sätze, die Speisen zum Mitnehmen betreffen.

Der Bundesfinanzhof hatte die Revision des Inhabers ei
nes Grillstands in einem Biergarten zur Frage von dem 
Regelsteuersatz unterliegenden sonstigen Leistungen ab
gelehnt.

Mit der Frage, ob vor Einführung des § 12 Abs. 2 Nr. 15 
UStG in einem Biergarten Umsätze zum Regelsteuersatz 
ausgeführt werden, hatte sich der BFH bereits mehrfach 
befasst und entschieden, dass der Inhaber eines Grill
stands in einem Biergarten dem Regelsteuersatz unterlie
gende sonstige Leistungen erbringt, wenn er an 
Biergartenbesucher gegen Entgelt Speisen abgibt und 
aufgrund des Pachtvertrags mit dem Betreiber des Bier
gartens berechtigt ist, seinen Kunden die Infrastruktur des 
Biergartens zur Verfügung zu stellen. 

Ebenso erbringt der Inhaber einer Fischbraterei in einem 
Biergarten dem Regelsteuersatz unterliegende sonstige 
Leistungen (Restaurationsumsätze), wenn er an Biergar
tenbesucher gegen Entgelt gegrillte Fische abgibt und er 
aufgrund von ausdrücklichen oder konkludenten Verein
barungen mit dem Eigentümer oder Betreiber des Bier

gartens berechtigt ist, seinen Kunden die Infrastruktur des 
Biergartens zur Verfügung zu stellen, und dies auch tat
sächlich so geschieht. Ebenso kann die Nutzung eines 
FoodCourts in einem Einkaufszentrum als überwiegen
des Dienstleistungselement zum Vorliegen einer sonsti
gen Leistung führen, wenn die Einräumung dieser 
Nutzungsmöglichkeit aus der Sicht eines Durchschnitts
verbrauchers dem Speisenanbieter zuzurechnen ist, wo
für es ausreicht, dass im Innenverhältnis vom Vermieter 
die Nutzungsmöglichkeit an den Einrichtungen einge
räumt wird. 

Daraus ergibt sich, dass in solchen Fällen ein Vertrag mit 
dem Eigentümer oder Betreiber des Biergartens oder 
FoodCourts ausreicht, so dass sich die Frage der Zu
rechnung von Leistungen Dritter nicht stellt.

Schon die Bereitstellung und Rücknahme von Mehrweg
Geschirr und Besteck sowie dessen Reinigung kann aus
reichen, um den Regelsteuersatz zur Anwendung zu brin
gen.

Quelle: BFH

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Verpflegungsmehraufwendungen und 
Fahrtkosten einer Soldatin auf Zeit

Mehraufwendungen für Verpflegung sind grundsätzlich für 
drei Monate mit gesetzlichen Pauschalen ansetzbar, 
wenn der Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und 
ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig ist. Von der ersten 
Tätigkeitsstätte ist immer dann auszugehen, wenn der Ar
beitnehmer einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers dauerhaft zugeordnet ist.

Das Finanzgericht Münster bezog Stellung zu der Frage, 
wo sich bei einer Soldatin auf Zeit die erste Tätigkeitsstät
te befindet.

Bei einer Soldatin auf Zeit, welche sich in der Freistellung 
vom aktiven militärischen Dienst für eine Bildungsmaß
nahme befindet, ist nicht mehr der letzte militärische 
Dienstort, sondern der Sitz der Bildungsstätte als erste 
Tätigkeitsstätte anzusehen.
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Aufgrund der fehlenden Auswärtstätigkeit können die 
Fahrtkosten von der Wohnung zur Bildungsstätte lediglich 
im Rahmen der Entfernungspauschale nach § 9 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4 EstG berücksichtigt werden. Ein Ansatz 
der Verpflegungsmehraufwendungen ist ausgeschlossen, 
da die Arbeitnehmerin nicht außerhalb der ersten Tätig
keitsstätte beruflich tätig ist.

Auf das Krankengeld entfallende 
Beiträge der Rentenversicherung
Das Finanzgericht Köln (FG) hat entschieden, dass 
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, die 
vom Krankengeld einbehalten und abgeführt werden, bei 
der Einkommensteuer nicht steuermindernd geltend ge
macht werden können. Eine Berücksichtigung der Ren
tenbeträge im Rahmen des Sonderausgabenabzugs oder 
des Progressionsvorbehalts ist ausgeschlossen.

Sachverhalt:

Die Klägerin erhielt im Streitjahr Arbeitslohn und Kranken
geld. Von dem Krankengeld wurden Pflichtbeiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung einbehalten und abge
führt. Das Finanzamt behandelte das Krankengeld als 
steuerfrei, unterwarf es aber einschließlich der Renten
versicherungsbeiträge dem sogenannten Progressions
vorbehalt, was zu einer Erhöhung der zu zahlenden 
Einkommensteuer für den Arbeitslohn führte. Die Renten
versicherungsbeiträge wurden nicht steuermindernd be
rücksichtigt.

Dagegen klagte die Frau und velangte den Abzug der 
vom Krankengeld einbehaltenen Beiträge zur Rentenver
sicherung als Sonderausgaben gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a des Einkommensteuergesetzes (EStG) und 
hilfsweise den Abzug der Beiträge im Rahmen des Pro
gressionsvorbehalts. Wenn die auf das Krankengeld ent
fallenden Rentenversicherungsbeiträge nicht steuer 
mindernd berücksichtigt würden, trete eine Doppelbe
steuerung ein.

Das Finanzgericht Köln folgt der Argumentation der Klä
gerin nicht. Der angefochtene Einkommensteuerbescheid 
ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren 
Rechten. Es handelt sich nicht um einen Sonderausga
benabzug. Denn die Pflichtbeiträge stehen ausschließlich 
in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem steuer
freien Krankengeld.

Die Beitragszahlung löst dagegen nicht unmittelbar einen 
steuerpflichtigen Rentenbezug aus. Hierfür müssten wei
tere Voraussetzungen (z. B. Erreichen der Altersgrenze, 
Vorliegen der Schwerbehinderung, hinreichende Beitrags
jahre) hinzukommen. Eine Berücksichtigung der Renten
beiträge im Rahmen des Progressionsvorbehalts kommt 
ebenfalls nicht in Betracht, da ein solcher Abzug gesetz
lich nicht vorgesehen sei.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig.

Quelle: FG Köln

Dienstreisen mit dem privaten Fahrrad
Tritt der Arbeitnehmer eine beruflich veranlasste Aus
wärtstätigkeit (Dienstreise) mit dem Fahrrad an, so kann 
er die entstandenen Fahrtkosten über den anhand der tat
sächlichen Aufwendungen ermittelten persönlichen Kilo
metersatz uneingeschränkt als Werbungskosten 
steuerlich ansetzen (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 
1 EstG).

Kindergeld für ein in Australien 
studierendes Kind

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 21. Juni 
2023 entschieden, dass ein Kind seinen Inlandswohnsitz 
in der elterlichen Wohnung nur dann beibehält, wenn es 
diese im Folgenden regelmäßig mehr als die Hälfte der 
ausbildungsfreien Zeit nutzt. Die Gründe für den Inlands
aufenthalt sind unerheblich.

Steht während des laufenden Ausbildungs, Schul oder 
Studienjahres fest, dass das Kind nicht mehr als die Hälf
te der ausbildungsfreien Zeit in der elterlichen Wohnung 
verbringen wird, stellt dies eine Aufgabe des inländischen 
Wohnsitzes bereits zu diesem Zeitpunkt und nicht erst 
zum Ende des jeweiligen Ausbildungs, Schul oder Stu
dienjahres dar.

BAUEN UND VERMIETEN

Objektverbrauch bei Steuerbegünsti
gung für selbstbewohnte Baudenkmäler
Mit Urteil vom 24. Mai 2023, X R 22/30, hat der Bundesfi
nanzhof (BFH) festgelegt, dass die in § 10f Absatz 3 Satz 
1 EstG enthaltene Beschränkung der Inanspruchnahme 
von Abzugsbeträgen nur „bei einem Objekt“ bedeutet, 
dass der Steuerpflichtige von der Steuervergünstigung 
auf seine Lebenszeit bezogen nur für ein selbstbewohn
tes Baudenkmal Gebrauch machen kann. 

Die Vorschrift verhindert die Inanspruchnahme der Ver
günstigung für mehr als ein Objekt nicht nur in demselben 
Veranlagungszeitraum nebeneinander, sondern auch in 
mehreren Veranlagungszeiträumen nacheinander.
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Osnabrück verklagte die Bank die Frau zur Zahlung des 
Betrages. Hiergegen wandte sie sich an das Oberlandes
gericht Oldenburg. 

Das OLG gab der Frau mit Urteil vom 29. Juni 2023 (Az. 
8 U 172/22) Recht und wies die Klage der Bank ab, weil 
die Frau  keine echte Darlehensnehmerin sei, sondern le
diglich eine Mithaftung übernommen habe. 

Zwar habe sie den Darlehensvertrag eigenhändig unter
zeichnet, sie habe aus Sicht der Bank jedoch erkennbar 
kein eigenes Interesse am Abschluss des Darlehensver
trages gehabt.

Es handele sich in diesem Fall um eine einseitig belas
tende Vertragsabrede. Eine solche Abrede sei zwar mög
lich, im konkreten Falle aber wegen der Gesamt 
konstellation und der offensichtlichen, krassen finanziel
len Überforderung der Frau sittenwidrig und damit nichtig. 
Die Bank habe die emotionale Verbundenheit der Frau zu 
ihrem Freund ausgenutzt. Der Bank waren die prekären 
finanziellen Verhältnisse bekannt und sie habe gewusst, 
dass die Haftung die Frau finanziell ruinieren könne. Das 
Verhalten der Bank widersprach damit nach Auffassung 
des OLG dem Anstandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden im Sinne von § 138 BGB.

Quelle: OLG Oldenburg

LESEZEICHEN

Ertragssteuer: Betriebliche und berufli
che Betätigung in der häuslichen Woh
nung
Das BMF hat zur ertragsteuerlichen Beurteilung der be
trieblichen und beruflichen Betätigung in der häuslichen 
Wohnung Stellung bezogen: tinyurl.com/yc4jrfpx

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer
11.09.2023 (14.09.2023) 

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
25.09.2023 (Beitragsnachweis)
27.09.2023 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.
* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie des

halb unsere Briefe zur Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie 

vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich unsere Beratung in Anspruch 

nehmen, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

FÜR HEILBERUFE

Authentifizierungszuschlag für 
Videosprechstunden verlängert
Für die Authentifizierung unbekannter Patienten vor Vi
deosprechstunden erhalten Ärzte und Psychotherapeuten 
weiterhin einen Zuschlag. Darauf hat die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung (KBV) jetzt hingewiesen.

Demnach hat der Bewertungsausschuss die zum Jahres
ende auslaufende Regelung bis zum 31. Dezember 2025 
verlängert. Ab dem 1. Januar 2026 sollen digitale Identitä
ten den Versicherten genauso wie die elektronische Ge
sundheitskarte als Versicherungsnachweis dienen. Dann 
soll der Zuschlag nicht mehr greifen.

Bis dahin müssen Praxen die Stammdaten der elektroni
schen Gesundheitskarte weiterhin händisch erfassen, 
wenn ein Patient in dem Quartal oder im Vorquartal noch 
nicht persönlich in der Praxis gewesen ist.

Die KBV teilte mit, dass Praxen in diesen Fällen weiterhin 
die Gebührenordnungsposition (GOP) 01444 (10 Punkte/
1,15 EUR) als Zuschlag zur Versicherten, Grund oder 
Konsiliarpauschale abrechnen. Der Zuschlag sei einmal 
im Behandlungsfall berechnungsfähig.

Der Bewertungsausschuss prüft bis zum 30. September 
2025, ob eine weitere Verlängerung der Befristung für die 
GOP 01444 erforderlich ist. Die GOP war 2019 zeitlich 
befristet in den EBM aufgenommen und seitdem bereits 
zweimal verlängert worden.

Quelle: aerzteblatt.de

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Mithaftung für einen Kredit kann 
sittenwidrig sein
Das Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) hat in einer ak
tuellen Entscheidung die Mithaftung für einen Kredit als 
sittenwidrig eingestuft, weil für die Bank, die damit ver
bundene finanzielle Überforderung der unterzeichnenden 
Person klar erkennbar war.

Sachverhalt:

Im vorliegenden Fall hatte eine 20jährige Bäckereiver
käuferin mit einem monatlichen Nettoverdienst von  1.300 
EUR den Darlehensvertrag ihres Freundes über rund 
90.000 EUR mit einer monatlichen Rate von knapp über 
1.000 EUR mitunterzeichnet. Die finanziellen Verhältnisse 
der jungen Frau waren der Bank durch eingeholte Aus
künfte und Einkommensnachweise bekannt.

Der Freund wollte mit dem Geld alte Kredite umschichten 
und ein Auto kaufen. Nach zwei Jahren kündigte die Bank 
den Kreditvertrag, weil der Mann die Raten nicht mehr be
diente. Eine Restforderung von 50.000 EUR blieb offen. 
In der Zwischenzeit hatten sich die Beklagte und ihr Le
bensgefährte getrennt. Die Restforderung der Bank konn
te der ExFreund nicht abzahlen. Vor dem Landgericht 
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